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Planzeichenerklärung 

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches (BauGB), §§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung (BauNVO)) 

~ Sonstige Sondergebiete / Einzelhandel (§ 11 Abs. 2 BauNVO) 
~ siehe textliche Festsetzung Nr. 1 

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

~ Grundflächenzahl 

~ Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 

D abweichende Bauweise 
siehe textliche Festsetzung Nr. 2 

B Baugrenze 

Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

c;:J Straßenverkehrsflächen 

~ Radweg 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6BauGB) 
siehe textliche Festsetzung Nr. 3 bis Nr. 5 



Sonstige Planzeichen 

D 
B 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Festsetzung 
(§ 1 Abs. 4 BauGB, § 16 Abs. 5 BauNVO) 

Nachrichtlich 

113.3004. 1 Ortsdurchfahrtsgrenze 

Bauverbotszone gern.§ 24 des Nieders. Straßengesetzes, 20,0 m gemessen vom befestigten 
Fahrbahnrand der L 289 

, 



Textliche Festsetzungen 

1. Im Bereich Sonderbauflächen / Einzelhandel ist die Errichtung eines Einkaufszentrums in 
1-geschossiger abweichender Bauweise mit einer Verkaufsfläche von max. 1.370 m2 zu­
lässig. 
Zulässig ist: 
a) ein Lebensmitteldiscounter in einer Größenordnung von bis zu 790 m2 Verkaufsfläche; 
b) ein Drogeriefachmarkt in einer Größenordnung von bis zu 200 m2 Verkaufsfläche; 
c) ein Getränkemarkt in einer Größenordnung von bis zu 650 m2 Verkaufsfläche. 
d) ein Bäcker in einer Größenordnung von bis zu 9 m2 Verkaufsfläche. 
Als Verkaufsfläche im Sinne dieser Festsetzung gelten alle dem Kunden zugänglichen 
oder dem Verkauf dienenden Flächen einschließlich Standflächen für Waren und Waren­
träger, der Kassenvorzonen, der Flure und Treppen und der Ausstellungsflächen ein­
schließlich Schaufenster. 
Hierzu zählen nicht die Flächen für Nebeneinrichtungen wie z.B. Cafe, Imbiss oder WC­
Anlagen. 

2. Abweichend von der offenen Bauweise sind Gebäude über 50 m Länge zulässig. 

3. Felgende Ausgleichsmaßnahmen sind vorzunehmen: 
a) Innerhalb der Flächen mit der zeichnerischen Festsetzung nach§ 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB ist eine 3-reihige Heckenpflanzung anzulegen. 
Verwendet werden sollten roter Hartriegel und Haselnuss (Cornus sanguinea und Cory­
lus avellana), die im Pflanzverband 2 x 1 m (Pflanzabstand innerhalb der Reihe 2 m, 
Reihen untereinander 1 m), zwischen den Reihen untereinander versetzt (fortlaufender 
Dreiecksverband) zu jeweils 3 Stück der gleichen Art als 2*verschulter Strauch, Höhe 
60-80 cm gesetzt und langfristig gepflegt werden. 

b) Pro 10 Stück Parkplätte ein Laubbaum (Kugel-Ahorn oder Zierkirsche) anzupflanzen 
und langfristig zu schützen und zu pflegen. Der genaue Standort der Baumpflanzungen 
ist bei der Ausführungsplanung festzulegen 
Empfohlen werden Hochstämme, 3*v, Stammumfang 16 -18 cm. 

4. Die anzupflanzenden Gehölze sind gern. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zu unterhalten und im 
Falle ihres Abganges durch neue gleichwertige zu ersetzen. 

5. Innerhalb der Fläche mit der zeichnerischen Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 ist eine 
Erdaufschüttung von 1,8 m vorzunehmen. 

6. Der Eingriff in den Naturhaushalt, den die Gemeinde aufgrund ihrer planerischen Ent­
scheidung vorbereitet, wird durch die Maßnahmen ausgeglichen, die innerhalb des Plan­
gebietes im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzt sind. 
Die Ausgleichsmaßnahmen werden dem Baugrundstück im Plangebiet entsprechend zu­
geordnet. 

7. Stellplatzflächen sind so herzustellen, dass eine Versickerung des anfallenden Nieder­
schlagswassers (z.B. Verwendung von Rasengittersteinen) möglich ist. Davon ausge­
nommen werden Zufahrten. 



Präambel 

Aufstellungsbeschluss 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in 

~ /ms 
Bürgermeister 

Planunterlage 

Kartengrundlage: 
Maßstab: 1 : 1000 

Die Verwertung ist nur für eigene oder nichtwirtschaftliche Zwecke und 
die öffentliche Wiedergabe gestattet (§ 5 Abs. 3, § 9 Abs. 1 Nr. 2 
Niedersächsische Gesetz über das amtliche Vermessungswesen vom 
12.12.2002 - Nieders. GVBI. 2003, Seite 5). 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters 
und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie 
Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 12/06). Sie ist 
hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen 
geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist 
eimvandfrei möglich. 

Gifh r , den 28.09.2007 

~ C&vt/"--~ 
ÖbVI J. Erdmann 



Planverfasser 

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet von 

Wesendorf, den 02.04.2007 

C·G·P 
Stadtplanung GmbH 

N~~k:weg 9 
293ClZL\dorf 

Lan~--... 

Der betroffenen Öffentlichkeit und den berührten Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde mit Schreiben vom 
12.08.2007 Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 21.09.2007 
gegeben. 

Sassenburg, den 28.09.2007 

Arms 
Bürgermeister 

Öffentliche Auslegung 

Der Verwalttrngsaussehuss der Gemeinde hat im Umlaufbesshluss 
dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt 
und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
besshlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 
10.08.2007 ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des 
Bebauungsplans und der Begründung haben vom 20.08.2007 bis 
21.09.2007 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlish ausgelegen. 

Sassenburg, den-28.Q.S.2-0G-7 

Amts 
Bürgermeister 

Erneute öffentliche Auslegung/mit Einschränkung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
dem geänderten Entwurf des Bebauungsplans und der 

Begründung zugestimmt und die erneute öffentliche Auslegung mit 
Einschränkung gemäß § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB beschlossen. Ort und 
Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ortsüblich 
bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplans und der 
Begründung haben vom bis 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

Sassenburg, den 

Afm6 
Bürgermeister 

, 
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Öffentliche Auslegung 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
25.04.2007 dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung 
zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 
04.05.2007 ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des 
Bebauungsplans und der Begründung haben vom 11.05.2007 bis 
1 6.2007 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 

/.,:; ~ 
/ (.f-' - ,--·vo'\ 

S senburg, den 28.09.2001 _ • ~ ~ 

I \i f rrfY~r · ,~, 1 / Arms !J . ., 1/ 
Bürgermeister . ',. ';"i9. • (J-, 

.. . ~~ 
"i ~ 

Erneute öffentliche Auslegung/mit Einschränkung 

lrrns 
Bürgermeister 

Satzungsbeschluss 

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der 
Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am 
27.09.2007 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung 
b hlossen. 



Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan ist gemäß§ 10 Abs. 3 BauGB am J.,1, ,4(;7. o/007 
i intsblatt Nr/,-? für den Landkreis Gifhorn bekannt gemacht 
wor en. Der Bebauungsplan ist damit amß A'v. c.17 in Kraft getreten. 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans ist 
· Verletzung von Vorschriften beim Zustandekommen des 

Be auungsplans nicht geltend gemacht worden. 

J 3. Nov. 2008 

" 



Urschrift der Begründung 

zum Bebauungsplan „SO Gebiet Stüder Str./L 289", Gemeinde Sas­
senburg in der Ortschaft Grußendorf 
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1.0 Allgemeines 

1.01 Vorbemerkung 

Die Gemeinde Sassenburg besteht aus den Ortschaften Dannenbüttel, Grußendorf, Neudorf­
Platendorf, Stüde, Triangel und Westerbeck. Nach den Darstellungen des Landesraumord­
nungsprogramms (LROP) Niedersachsen von 1994 ist die Gemeinde Sassenburg und 
damit auch die Ortschaft Grußendorf dem Ordnungsraum Braunschweig zugeordnet. Da­
nach sind Maßnahmen durchzuführen, die dazu beitragen, diese Räume in ihrer Entwick­
lungsfähigkeit zu erhalten. 

Diese Vorgaben aus dem LROP wurden als verbindliche Festlegungen in das Regiona le 
Raumordnungsprogramm (RROP) des Zweckverbandes Großraum Braunschweig über­
nommen. 

Im Beteiligungsverfahren zum Entwurf des RROP 2007 hat die Gemeinde Sassenburg ge­
genüber dem Zweckverband Großraum Braunschweig mit Stellungnahme vom 30.04.2007 
gefordert, dass neben einer Beibehaltung des Grundzentrums Westerbeck die Ortschaften 
Grußendorf und Triangel als „Standort mit grundzentralen Teilfunktionen" ausgewiesen wer­
den. Nach einem sog. ,,3-Säulen-Modell" wird die Nahversorgung in 3 Einzugsbereiche ge­
gliedert: Westerbeck versorgt Dannenbüttel, Triangel versorgt Neudorf-Platendorf, Grußen­
dorf versorgt Stüde. 
Der Zweckverband Großraum Braunschweig hat signalisiert, das RROP entsprechend der 
Forderung anzupassen. 

Die Gemeinde Sassenburg hat z.Zt. ca. 11.200 Einwohner, wobei ca. 3.000 Einwohner auf 
den Einzugsbereich Grußendorf einschließlich gemeldeter Nebenwohnsitze fallen. 

1.02 Planungsanlass, Ziel und Zweck der Planung 

In der Gemeinde Sassenburg und somit auch im Einzugsbereich Grußendorf sind ausge­
sprochen schwache Versorgungsstrukturen vorhanden. Nach dem Einzelhandelsgutachten 
der CIMA für den Zweckverband Großraum Braunschweig fließen in Ermangelung des An­
gebotes über 80 % des Nachfragepotentials ab. 
Lt. CIMA Einzelhandelsgutachten ist eine wesentliche Beeinträchtigung ausgeglichener Ver­
sorgungsstrukturen bis zu einer Verkaufsflächendichte von 0,5 m2 pro Einwohner nicht zu 
vermuten . Aufgrund der aktuellen Situation ergibt sich für den Einzugsbereich Grußendorf 
eine Entwicklungsreserve von 1.070 m2 Verkaufsfläche. 

Seitens des Zweckverbandes Großraum Braunschweig wurde am 26.04.2007 als Ergebnis 
des interkommunalen Abstimmungsverfahrens nach NROG und LROP mitgeteilt, das die 
Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters in einer Größenordnung von bis zu 790 m2 Ver­
kaufsfläche, eines Drogeriefachmarktes in einer Größenordnung von bis zu 200 m2 Verkaufs­
fläche, eines Getränkemarktes in einer Größenordnung von bis zu 650 m2 Verkaufsfläche 
sowie eines Bäckers in einer Größenordnung von bis zu 9 m2 Verkaufsfläche von allen Betei­
ligten anerkannt wird. 

Zwar erhält die Einrichtung mit der gleichzeitigen Ansiedlung eines Drogeriefachmarktes so­
wie eines Getränkemarktes den Charakter eines überörtlich wirkenden Einkaufszentrums. 
Der Landkreis Gifhorn und der ebenfalls beteiligte Einzelhandelsverband Harz-Heide e.V. 
teilen die Einschätzung des Zweckverbandes Großraum Braunschweig, wonach von einem 
Getränkemarkt im Sinne der Vorschriften des Landes-Raumordnungsprogramms Nieder­
sachsen keine wesentlichen Beeinträchtigungen vormals ausgeglichener Versorgungsstruk­
turen zu befürchten sind. 
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In der Ortschaft Stüde ist die Erweiterung des Wochenend- und Ferienhausgebietes Bern­
steinsee geplant. In diesem Zusammenhang ist zu erwarten, dass durch damit verbundenen 
Touristenströme weitere Kaufkraft langfristig gebunden wird. 

Daher wird zur Sicherstellung der Grundversorgung und um die Kaufkraftabflüsse zu verrin­
gern, an städtebaulich integrierter Stelle, ein neuer Standort für ein Einkaufszentrum vorbe­
reitet. Es werden Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung Einzelhandel festgesetzt. 

Mit dem beabsichtigten Neubau eines Einkaufszentrums mit einer maximalen Verkaufsfläche 
von 1.370 m2 wird in Grußendorf ein zukunftsorientiertes und attraktives Objekt geschaffen. 
Grundlage für die Realisierung dieses Vorhabens bildet der vorliegende Bebauungsplan „SO 
Gebiet Stüder Str./L289". 

Mit der unmittelbaren Nähe dieser neuen Einkaufsstätte zur L 289 (Alte Landstraße) und K 
29 (Stüder Straße) als die entscheidende Hauptverkehrsachse in Grußendorf wird für alle 
Kunden eine gute Erreichbarkeit gewährleistet. 
Der Parkplatzbedarf wird auf ca. 105 Kunden- und Angestelltenparkplätze orientiert. 

Der Bebauungsplan verfolgt den Zweck, für seinen Geltungsbereich insbesondere 

die Nutzung und Überbauung der Grundstücke sowie 
die Durchführung von Kompensationsmaßnahmen 

zu regeln . 

Mit dem Bebauungsplan werden Flächen im Innenbereich (§ 34 BauGB) erfasst. Die Bebau­
ung der weiteren Umgebung wirkt sich prägend auf den bisher unbebauten Planbereich aus. 
Die vorhandenen Bauten bilden einen in sich geschlossenen Komplex, die zueinander in 
einem engen räumlichen Zusammenhang stehen. Der in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genann­
te Schwellenwert wird nicht überschritten. Die geordnete städtebauliche Entwicklung wird 
nicht beeinträchtigt und es werden keine UVP-pflichtigen Vorhaben begründet. Ebenso lie­
gen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten vor. 

Nach den Bestimmungen des Baugesetzbuches wird der Bebauungsplan „SO Gebiet Stüder 
Str./L 289" im beschleunigten Verfahren gern . § 13 a BauGB in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 21 .12.2006 (BGB!. 12006 S. 3316) aufgestellt. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes kommt die Gemeinde ihrer Verpflichtung aus den 
Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) nach, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und so­
weit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB -
Planungserfordernis) . 

Die Gemeinde Sassenburg erachtet ihre Planung als an die Ziele der Raumordnung gern. § 
1 Abs . 4 BauGB angepasst, da das Vorhaben dem übergeordneten Ziel , die Nahversorgung 
in den einzelnen Ortsteilen der Region zu sichern, entspricht. 

1.03 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Grundlage für die Aufstellung des Bebauungsplanes bildet die wirksame Fassung des Flä­
chennutzungsplanes der Gemeinde Sassenburg. Im wirksamen Flächennutzungsplan sind 
für den Bereich des Bebauungsplanes "Dorfgebiet - MD" und „Grünflächen" dargestellt. So­
mit weicht der Bebauungsplan von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes ab. Da 
aber die städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes durch den Bebauungsplan nicht 
beeinträchtigt wird, ist der Flächennutzungsplan entsprechend § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im 
Wege der Berichtigung anzupassen. 
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1.04 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfasst Flächen innerhalb der bebauten Ortslage und wird im Norden 
durch die K 29 (Stüder Straße), im Süden durch die L 289 (Alte Landstraße) sowie im Osten 
durch ein Dorfgebiet und im Westen durch eine Friedhofsfläche sowie der daran angrenzen­
den Wohnbebauung begrenzt. Der genaue Geltungsbereich ist aus dem vorliegenden Be­
bauungsplan zu entnehmen. 

1.05 Rechtsverhältnisse 

Zur Verwirklichung der städtebaulichen Zielsetzung, an dieser Stelle des Ortes ein Einkaufs­
zentrum ansiedeln zu können, werden die Flächen durch den aktuellen Bebauungsplan be­
plant. 
Es besteht bisher keine verbindliche Bauleitplanung. Vielmehr handelt es sich um Flächen, 
die dem Innenbereich im Sinne des § 34 BauGB zuzuordnen sind. 

1.06 Gegebenheiten innerhalb des Plangebietes 

Besondere Gefährdungen oder Gegebenheiten, die zu erhöhten Aufwendungen beim Bau 
der Erschließungsanlagen und Gebäude führen könnten, sind nicht bekannt. 

1.07 Äußere Einflüsse auf das Plangebiet 

Eine negative Beeinflussung auf das Gebiet durch störende Umwelteinflüsse ist nicht zu er­
warten. 

1.08 Rechtsgrundlagen 

Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen, die zur Durchsetzung der 
städtebaulichen Ordnung innerhalb seines Geltungsbereiches erforderlich sind. Dem Bebau­
ungsplan liegen die Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) und der dazu ergangenen 
Rechtsvorschriften - Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung (PlanzVO) 
- zugrunde. 

2. Planinhalte 

2.01 Erschließung 

2.01.1 Straßenverkehrs- und Wegeflächen 
Die verkehrliche Anbindung des geplanten Einkaufszentrums ist über die Stüder Straße (K 
29) und die Alte Landstraße Hauptstraße (L 289) geplant. Hierzu gehört auch der Zuliefer­
verkehr, der hauptsächlich außerhalb der Öffnungszeiten erfolgt. 
Außerdem kann das Einkaufszentrum auch über den Radweg, der entlang der Alten Land­
straße (L 289) verläuft, erreicht werden. 

Zur verkehrlichen Anbindung an die Alte Landstraße (L 289) wurde durch den Landkreis Gif­
horn der Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze (OD 13.300) bis einschließlich zur Zufahrt des 
Einkaufsmarktes zugestimmt. 
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um die leistungsfähige und verkehrssichere Abwicklung des durch das Bauvorhaben erzeug­
ten Verkehrsaufkommens gewährleisten zu können, wurde die Ingenieurgemeinschaft Dr.­
Ing. Schubert, Hannover, mit einer verkehrstechnischen Untersuchung beauftragt. 

Im Ergebnis der durchgeführten verkehrstechnischen Untersuchung wurde festgestellt, dass 
das geplante Einkaufszentrum über die vorgesehenen Zufahrten leistungsfähig und sicher 
abgewickelt werden kann . Zusätzliche Aufstellbereiche für Linksabbieger im Zuge der L 289 
sind aus Leistungsfähigkeitsgründen nicht zwingend notwendig; es wird jedoch ein Aufstell­
bereich vorgeschlagen. In der Rückverziehungsfläche kann ggf. später eine Überquerungs­
hilfe angelegt werden. Der Verkehrsablauf im Zuge der L 289 ist mit einer sehr guten Qualität 
gewährleistet. 
Die Anbindung an die Stüder Straße (K 29) ist ohne Aufstellbereich auszubauen. 

Der Zulieferverkehr soll über die südliche Zufahrt abgewickelt werden. In diesem Zusam­
menhang wird darauf hingewiesen, dass die Lieferfahrzeuge beim Ein- und Ausfahren teil­
weise den Fahrstreifen der Gegenrichtung in Anspruch nehmen. Des Weiteren ist zu ge­
währleisten, dass die zum Erreichen der Lieferzone erforderlichen Rangierbewegungen nicht 
im öffentlichen Straßenraum stattfinden. 

Zum besseren Verständnis wird die verkehrstechnische Untersuchung der Begründung als 
Anlage beigefügt. 

2.01.2 Park- und Stellplatzflächen 
Stellplätze des geplanten Einkaufszentrums sind innerhalb der Sonderbauflächen im Rah­
men der Bauantragsplanung nachzuweisen. Sie können auf dem Baugrundstück innerhalb 
der überbaubaren Flächen realisiert werden. 

2.02 Bauliche und sonstige Nutzung 

Im vorliegenden Bebauungsplan wird die Art der baulichen Nutzung durch die Festsetzung 
,,Sonderbaufläche Einzelhandel (SO / EH)" (§ 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) bestimmt. Die Ab­
grenzung des Plangebietes ist der städtebaulichen Entwicklungszielrichtung, der Errichtung 
eines Einkaufszentrums zwischen der Stüder Straße (K 29) und der Alten Landstraße (L 
289) , angepasst. 

In der Sonderbaufläche Einzelhandel ist eine Verkaufsfläche von max. 1.370 m2 festgesetzt. 
Bestandteil der Verkaufsfläche im Sinne dieser Festsetzung sind alle dem Kunden zugängli­
chen oder dem Verkauf dienenden Flächen einschließlich der Standflächen für Waren und 
Warenträger, der Kassenzone, der Flure, Treppen und Ausstellungsflächen inkl. Schaufens­
ter. Hierzu zählen nicht die Flächen für Nebeneinrichtungen wie z.B. Cafe, Imbiss oder WC­
Anlagen. Die Größe der Verkaufsfläche entspricht dem heute üblichen Bedarf und lässt eine 
wesentliche Beeinträchtigung vormals ausgeglichener Versorgungsstrukturen nicht vermu­
ten . 

In Anpassung an die bestehende Bebauung und um den Eingriff in das Landschaftsbild, be­
sonders im Hinblick auf die westlich angrenzenden Friedhofsflächen, zu minimieren, wird die 
1-geschossige Bauweise festgesetzt. Die Festsetzung der abweichenden Bauweise wird mit 
dem tatsächlich benötigten Bedarf des geplanten Einkaufszentrums begründet. 
Im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung ist ein hoher Stellplatzbedarf verbunden . Aus 
diesem Grunde wurde eine Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt. 

Die festgesetzten Werte entsprechen den zulässigen Obergrenzen nach § 17 Abs. 1 BauN­
VO und spiegeln die Gebietscharakteristik wieder. 
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Die Gemeinde ist der Auffassung, dass durch die von ihr vorgesehenen Planinhalte die pla­
nerische Zielsetzung realisiert werden kann. 

2.03 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes (Trinkwasser, Abwasser, Oberflächenwasser, 
Löschwasser, Energie, Abfallentsorgung, Kommunikationstechnik) erfolgt durch den jeweili­
gen Ver- und Entsorgungsträger auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften und 
Regelwerke. Ein Anschluss an die vorhandenen Ver- und Entsorgungsnetze ist grundsätzlich 
möglich. 

2.03.1 Trinkwasser 
Die Frischwasserversorgung erfolgt durch den Anschluss der in den öffentlichen Verkehrs­
flächen zu verlegenden Trinkwasserleitungen. 

2.03.2 Abwasser 
Die Abwässer werden in den vorhandenen Mischwasserkanal geleitet. 

2.03.3 Löschwasser 
Die zu verlegenden Trinkwasserleitungen werden in einem ausreichend dimensionierten 
Durchmesser ausgeführt. Für den vorbeugenden Brandschutz ist es notwendig, ausreichend 
Hydranten vorzusehen . Die Abstände zwischen den Hydranten sind so zu wählen, dass in 
einer ausreichenden Entfernung ein Hydrant vorhanden ist. Vor Herstellung der brandschutz­
technischen Erschließungseinrichtungen ist der Gemeindebrandmeister sowie der Brand­
schutzprüfer des Landkreises zu hören bzw. das Einvernehmen mit ihnen herzustellen. 

2.03.4 Oberflächenwasser 
Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich der Wasserfassungen des Wasserwerkes Westerb­
eck und entsprechend der Schutzzonenverordnung vom 31.03.1992 in der Trinkwasser­
schutzzone III B. Die Schutzzonenverordnung ist zu beachten. Danach ist das gezielte Ver­
sickern von Wasser, das von Verkehrsflächen abfließt, verboten. Es dürfen keine auswasch­
baren Materialien für den Straßen- und Wegebau benutzt werden . Beim Bau von Abwasser­
leitungen ist das ATV-Arbeitsblatt A 142 sowie das Merkblatt ATV-M 146 zu berücksichtigen. 
Beim Bau von Straßen bzw. Park- und Standflächen ist die RiStWag zu berücksichtigen. 

Eine Versickerung des Oberflächenwassers kann somit nicht, wie angedacht, über die 
Sammlung in Versickerungsmulden erfolgen, sondern muss z.B. entlang der voll versiegelten 
Flächen versickert werden. Eine alternative Lösung wäre die Versickerung des Oberflächen­
wassers diffus im profiliertem Straßenrandbereich. 

Das Oberflächenwasser wird weitgehend vor Ort durch Reduzierung der Versiegelung auf 
das unbedingt notwendige Maß versickert. 
Zufahrten sind vollflächig zu versiegeln. Stellplatzflächen sind z.B. durch Verwendung von 
Rassengittersteinen so herzustellen, dass eine Versickerung des anfallenden Nieder­
schlagswassers möglich ist. 

Im Bereich der Gemeinde Sassenburg besteht für die Beseitigung des Niederschlagswas­
sers kein Anschluss- und Benutzungszwang. Bei der Ermittlung der Versickerungsgrundla­
gen sind die die Empfehlungen des ATV-Arbeitsblattes A 138 - Voraussetzung, Bemessung 
und Berechnung von Versickerungsanlagen - zu beachten. 

Für die geplante Versickerung des Niederschlagswassers ist bei der unteren Wasserbehörde 
eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 1 O NWG zu beantragen . 
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2.03.5 Energie 
Die Erschließung mit Energie erfolgt durch den Anschluss an die bestehenden Anlagen der 
Versorgungsträger. 

2.03.6 Abfallbeseitigung 
Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Landkreis Gifhorn. Auf dem Grundstück sind Müllcon­
tainer aufzustellen. Der Standort ist so zu wählen, dass die Müllfahrzeuge diesen direkt an­
und abfahren können. 

2.04 Brandschutz 

Die in den öffentlichen Verkehrsflächen zu verlegenden Trinkwasserleitungen werden in ei­
nem Mindestdurchmesser von 100 mm ausgeführt. Für den vorbeugenden Brandschutz ist 
es notwendig , ausreichend Hydranten vorzusehen. Vor Herstellung der brandschutztechni­
schen Erschließungseinrichtungen ist der Gemeindebrandmeister sowie der Brandschutzprü­
fer des Landkreises zu hören bzw. das Einvernehmen mit ihnen herzustellen . 

2.05 Lärmbelastung und Schallschutz 

Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse wurde aufgrund des geplanten 
Betriebes des geplanten Einkaufszentrums und der damit verbundenen Lärmbelastung durch 
an- und abfahrende Fahrzeuge eine schalltechnische Untersuchung in Auftrag gegeben. 

Nach den Ergebnissen der durch das Büro Dipl-Ing. G. Hansmeier, Detmold, durchgeführten 
schalltechnischen Berechnungen ist festzustellen, dass durch die Nutzung des betrachteten 
Sondergebietes der für Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete) maßgebliche Orientie­
rungswert am Tage (6.00 bis 22.00 Uhr) sowie in der Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) im Bereich 
der am stärksten betroffenen schutzwürdigen Nachbarbaufläche eingehalten bzw. unter­
schritten wird. 

Besondere Schallschutzmaßnahmen sind nicht vorzusehen, da keine Überschreitung der 
Immissionsrichtwerte zu erwarten ist. Jedoch beschränkt sich die Anlieferung des Lebensmit­
telmarktes zur Nachtzeit auf einen LKW und darf nur von der Zufahrt an der Alten Landstra­
ße (L 289) her erfolgen. 

Das schalltechnische Gutachten ist der Begründung als Anlage beigefügt. 

2.06 Altlasten 

Der Gemeinde sind keine Altlasten aufgrund der bisherigen Nutzung im künftigen Plangebiet 
bekannt. Außerdem ist der Gemeinde nicht bekannt, dass in der Nähe des Plangebietes Alt­
lasten vorhanden sind, die sich negativ auf die Nutzung dieses Baugebietes auswirken kön­
nen. 

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden , 
ist die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder das Kampfmittelbeseitigungs­
dezernat der Polizeidirektion Hannover umgehend zu benachrichtigen. 
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2.07 Kreisarchäologie 

Der Gemeinde sind in dem geplanten Bereich keine Bodendenkmale bekannt. Es ist aber 
nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auftreten, die 
dann unverzüglich der Kreisarchäologie oder dem ehrenamtlich Beauftragten für archäologi­
sche Denkmalpflege gemeldet werden müssen(§ 14 Abs. 1 NDSchG). 

Möglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert 
zu lassen und vor Schäden zu schützen(§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

2.08 Landschaftspflege/Umweltbelange 

Die Gemeinde Sassenburg beabsichtigt in der Ortschaft Grußendorf zur Sicherstellung der 
Grundversorgung einen neuen Standort für ein Einkaufszentrum auszuweisen. 

Für die Festsetzung eines Sondergebietes - Einkaufszentrum mit einer maximalen Verkaufs­
fläche von 1.370 m2

, das entspricht einer Geschossfläche von rd. 2.070 m2
, ist zu prüfen, ob 

eine UVP-Pflicht im Sinne des § 3 c „UVPG-Pf/icht im Einzelfall" besteht, da der Bebauungs­
plan im beschleunigten Verfahren gern. § 13 a BauGB durchgeführt werden soll. 

Gern. der Anlage 2 des Nds. Gesetztes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (NUVPG), 
also der Liste der „UVP-pflichtigen Vorhaben" ist für die Art des Vorhabens unter 

Nr. 30 „Bau eines Einkaufszentrums, eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes oder eines 
sonstigen großflächigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Bau­
nutzungsverordnung (BauNVO) mit einer Geschossfläche von 1.200 m2 oder mehr 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 des Bauge­
setzbuches oder im Außenbereich in Sinne des§ 35 des Baugesetzbuches 

im Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls er­
forderlich. Es ist also im Vorfeld des weiteren Bauleitplanverfahrens zu prüfen, ob die Maß­
nahme einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist. 

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gern. § 3 c UVPG i.V.m. Nr. 30 der Anlage 1 zum 
NUVPG ergibt, dass keine relevanten Auswirkungen auf die Umwelt durch das Vorhaben zu 
erwarten sind. Die Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht gege­
ben, da mit keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. 
Die Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht nach UVPG ist als Anlage 
beigefügt. 

Ausgleichspflichtige Eingriffe in Natur und Landschaft sind nicht zu erwarten, da für den ge­
samten Bereich bereits Baurechte im Sinne des § 34 BauGB bestehen. 

Der Bebauungsplan „SO Gebiet Stüder Str./L 289" wird im beschleunigten Verfahren gern. § 
13 a BauGB aufgestellt, da die Voraussetzung nach 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB vorlie­
gen. Somit kommen die Regelungen des § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB zum Tragen, wonach 
Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne 
des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig wa­
ren. 

Aufgrund der geplanten Veränderungen innerhalb der direkten Baufläche und unter Berück­
sichtigung der westlich an das Plangebiet angrenzenden Friedhofsfläche werden jedoch 
schon aus Pietätgründen Anpflanzungsmaßnahmen für erforderlich gehalten. Mit verschie­
denen Maßnahmen, die über Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt werden, soll den 
Veränderungen Rechnung getragen werden. 

) 
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Als landschaftspflegerische Maßnahmen sind die Stellplatzflächen wasserdurchlässig zu 
gestalten (z.B. Verwendung von Rasengittersteinen). Zufahrten sind davon nicht betroffen. 

Weiterhin sind Anpflanzungsmaßnahmen im direkten Plangebiet durchzuführen. Vorzusehen 
sind: 

Maßnahme 1 
Als Abgrenzung zu der neu entstehenden Baufläche ist an der westlichen Plangebietsgrenze 
eine 3-reihige Heckenpflanzung anzulegen. 
Verwendet werden sollten roter Hartriegel und Haselnuss (Cornus sanguinea und Corylus 
avellana), die im Pflanzverband 2x1 m (Pflanzabstand innerhalb der Reihe 2 m, Reihen un­
tereinander 1 m), zwischen den Reihen untereinander versetzt (fortlaufender Dreiecksver­
band) zu jeweils 3 Stück der gleichen Art als 2*verschulter Strauch, Höhe 60-80 cm gesetzt 
und langfristig gepflegt werden . 

Maßnahme2 
Für die Neugestaltung des Landschaftsbildes sind pro 10 Stück Parkplätze ein Laubbaum 
(Kugel-Ahorn oder Zierkirsche) anzupflanzen und langfristig zu schützen und zu pflegen. Der 
genaue Standort der Baumpflanzungen ist bei der Ausführungsplanung festzulegen . 
Empfohlen werden Hochstämme, 3*v, Stammumfang 16 - 18 cm. 

3. Flächenbilanz 

Gesamtgröße des Plangebietes ca. 0,95 ha 100 % 

SO-Einzelhandel ca. 0,73 ha 77 % 

vorhandene Verkehrsflächen ca. 0,22 ha 23% 

4. Plandarstellung 

Planungsgrundlage für den Bebauungsplan bilden Ausschnitte aus dem Liegenschaftskatas­
ter im Maßstab 1 : 1.000 und der Deutschen Grundkarte im Maßstab 1 : 5.000. 

Die Nutzungsdarstellungen entsprechen der Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 und 
der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990. 

5. Kosten und Finanzierung 

Da alle mit der Erschließung des Plangebietes im Zusammenhang stehenden Kosten von 
dem Grundstückseigentümer getragen werden, ist die Einplanung von Haushaltsmitteln hier­
für nicht erforderlich. 
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6. Hinweise aus der Sicht der Fachplanung 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen - vom 09.05.07 
Hinweis darauf, dass landwirtschaftlich bedingte Immissionen aus dem Betrieb Cordes wie 
Geräusche, Gerüche und Stäube zu tolerieren sind. 

Anmerkung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Hinweis darauf, dass ausreichend Parkmöglichkeiten geschaffen werden, um ein Parken an 
der Stüder Straße zu verhindern . 

Anmerkung: 
Es werden ca. 105 Kunden- und Angestelltenparkplätze geschaffen. Somit dürfte ausge­
schlossen sein, dass Kunden an der Stüder Straße parken. 

Kirchenkreis Gifhorn - vom 30.05.07 
Es werden Störungen insbesondere des Getränkemarktes zu besonderen Anlässen (Beiset­
zungen u. auch anderen kirchlichen Feiern u. Veranstaltungen) befürchtet. Um einen besse­
ren Lärmschutz zusätzlich zu der bereits getroffenen Festsetzung zur Anpflanzung des 
Pflanzstreifens erreichen zu können, wird gebeten, die Festsetzung wie folgt zu ergänzen: 
„Innerhalb der Fläche mit der zeichnerischen Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 ist eine 
Erdaufschüttung von (1 ,5 m, besser 2,0 m) vorzunehmen." 

Anmerkung: 
Gegen den Vorschlag des Kirchenkreises Gifhorn ist nichts einzuwenden. Er erscheint im 
Hinblick auf die besondere Situation Friedhof/Einkaufszentrum sinnvoll. Eine Erdauf­
schüttung von 1 ,8 m erscheint im Hinblick auf die gegebene Situation angemessen. 

LSW LandE-Stadtwerke Wolfsburg - vom 31.05.07 
Hinweis darauf, dass zur Versorgung des geplanten Verbrauchermarktes die Errichtung ei­
ner Netzstation im Plangebiet erforderlich ist. Diese wird in die vorhandene, in der Stüder 
Straße verlaufende 20-kV-Leitung eingebunden. 

Anmerkung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und durch Aufnahme in die Begründung zum 
B-Plan bzw. Weitergabe an den Bauherrn beachtet. 

Landkreis Gifhorn - vom 05.06.07 
Ortsplanung 
Es wird gebeten, die Voraussetzungen des § 13 a BauGB in Bezug auf die Innenentwicklung 
nochmals zu prüfen und in der Begründung zum B-Plan darzulegen. 

Anmerkung: 
Das Plangebiet wird im Norden durch eine Abrundungssatzung, im Osten durch eine be­
baute Fläche, im Westen durch den Friedhof und westlich daran anschließend durch den 
B-Plan ,,Am Walde" begrenzt. 
Die vorhandenen Bauten bilden einen in sich geschlossenen Komplex, die zueinander in 
einem engen räumlichen Zusammenhang stehen. Durch den Bebauungsplan wird der 
Zulässigkeitsmaßstab nach § 34 BauGB, der sich aus der vorhandenen Eigenart der 
Umgebung ergibt, nicht wesentlich verändert. Der in § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannte 
Schwellenwert von 20.000 m2 Grundfläche wird nicht überschritten. Die geordnete städ­
tebauliche Entwicklung wird nicht beeinträchtigt und es werden keine UVP-pflichtigen 
Vorhaben begründet. Ebenso liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 
FFH- oder Vogelschutzgebieten vor. 
Somit sind die Voraussetzungen, die für die Anwendung des § 13 a Abs . 1 BauGB vor­
liegen müssen, erfüllt. Es handelt sich um eine andere Maßnahme der Innenentwicklung 
(unbeplanter Innenbereich gern. § 34 BauGB). 
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Nach Nr. 18.8 i.V.m. 18.6 der Anlage 1 zum UVPG sowie Nr. 30 der Anlage 1 zum NUVPG 
ist für das Vorhaben mit einer Geschossfläche von 2.066 m2 (Verkaufsfläche 1.370 m2)eine 
Vorprüfung durchzuführen. 

Anmerkung: 
Nach durchgeführter Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht nach 
UVPG kann als Ergebnis festgehalten werden, dass keine relevanten Auswirkungen auf 
die Umwelt durch das geplante Vorhaben zu erwarten sind . Die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nicht gegeben, da mit keinen erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. 
Das Ergebnis wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Durch die Ü­
berarbeitung ist die erneute öffentliche Auslegung erforderlich. 

Straßenbauverwaltung 
Ortsdurchfahrtsgrenzen 
Die Ortsdurchfahrtsgrenze wird bis einschließlich zur Zufahrt des Einkaufsmarktes verlegt. 

Anmerkung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Untere Wasserbehörde 
Für die geplante Versickerung des Niederschlagswassers ist bei der unteren Wasserbehörde 
eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 10 NWG zu beantragen. 

Anmerkung: 
Wird zur Kenntnis genommen und ist bei Realisierung des Vorhabens durch den Bau­
herrn zu beachten. 

Die Fläche liegt in der Trinkwasserschutzzone III B. Die Schutzzonenverordnung ist zu be­
achten. Danach ist das gezielte Versickern von Wasser, das von Verkehrsflächen abfließt, 
verboten . Es dürfen keine auswaschbaren Materialien für den Straßen- und Wegebau be­
nutzt werden. Beim Bau von Abwasserleitungen ist das ATV-Arbeitsblatt A 142 sowie das 
Merkblatt ATV-M 146 zu berücksichtigen. Beim Bau von Straßen bzw. Park- und Standflä­
chen ist die RiStWag zu berücksichtigen. 

Anmerkung: 
Der Hinweis auf die Trinkwasserschutzzone und die damit verbundenen Vorgaben wer­
den zur Kenntnis genommen und durch Aufnahme in die Begründung zum B-Plan beach­
tet. 
Eine Versickerung des Oberflächenwassers kann somit nicht, wie angedacht, über die 
Sammlung in Versickerungsmulden erfolgen, sondern muss z.B. entlang der voll versie­
gelten Flächen versickert werden. Eine alternative Lösung wäre die Versickerung des 
Oberflächenwassers diffus im profiliertem Straßenrandbereich. 
Durch den Bauherrn muss eine ordnungsgemäße Versickerung nachgewiesen werden. 

Untere Naturschutz- und Waldbehörde 
Es handelt sich nicht um einen Innenbereich, sondern um einen Außenbereich. 

Anmerkung: 
Siehe hierzu die Anmerkungen zu der Stellungnahme der Ortsplanung. 

Die Ausgleichsmaßnahmen sind nicht geeignet, den Eingriff zu kompensieren . Die Ohr- und 
Aschweide sind standortfremde Gehölze. 

Anmerkung: 
Bei Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren gern. § 13 a 
BauGB gelten Eingriffe in Natur und Landschaft als vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt und zulässig. Kompensationsmaßnahmen sind somit nicht erforderlich. 
Trotzdem wurden aufgrund der geplanten Veränderungen innerhalb der direkten Bauflä­
che und unter Berücksichtigung der westlich an das Plangebiet angrenzenden Friedhofs­
fläche schon aus Pietätgründen Anpflanzungsmaßnahmen im 8-Plan aufgenommen. 
Weitergehende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
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Kreisarchäologie 
Hinweise auf die Verfahrensweise, wenn bei Bodeneingriffen Denkmale auftreten. 

Anmerkung: 
Der Hinweis ist bereits in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten. 

Stadt Gifhorn - vom 12.06.07 
Die zulässigen Sortimente mit ihren Verkaufsflächen sollten festgesetzt werden, um Beein­
trächtigungen der vorhandenen zentralen Einzugsbereiche, auch von Gifhorn, zu vermeiden . 

Anmerkung: 
In Abstimmung mit dem Zweckverband Großraum Braunschweig ist das geplante Vorha­
ben für den Nahversorgungsbereich Triangel und Grußendorf grundsätzlich an die Ziele 
der Raumordnung angepasst. 
Grundlage für diese Aussage war der Antrag zur Errichtung eines Einkaufszentrums mit 
einem Lebensmitteldiscounter in einer Größenordnung von bis zu 790 m2 Verkaufsfläche, 
einem Drogeriefachmarkt in einer Größenordnung von bis zu 200 m2 Verkaufsfläche und 
einem Getränkemarkt in einer Größenordnung von bis zu 650 m2 Verkaufsfläche. Im 
Bauleitplanverfahren sollte sichergestellt werden, dass die vg. Größenordnungen keines­
falls überschritten werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan setzt eine maximale Verkaufsfläche von insgesamt 
1.370 m2 fest und liegt somit 270 m2 unter der Zielvorgabe des Zweckverbandes Groß­
raum Braunschweig. 
Zur Sicherstellung der einzuhaltenden Größenordnungen der einzelnen Betriebe im Ein­
kaufszentrum ist die textliche Festsetzung Nr. 1 wie folgt zu formulieren: 
„Im Bereich Sonderbauflächen / Einzelhandel ist die Errichtung eines Einkaufszentrums 
in 1-geschossiger abweichender Bauweise mit einer Verkaufsfläche von max. 1.370 m2 

zulässig . 
Zulässig ist im Einzelnen die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters mit einer Ver­
kaufsfläche von bis zu 790 m2

, eines Drogeriemarktes mit einer Verkaufsfläche von bis 
zu 200 m2

, eines Getränkemarktes mit einer Verkaufsfläche von bis zu 650 m2 und eines 
Bäckers mit einer Verkaufsfläche von bis zu 9 m2

. 

Als Verkaufsfläche im Sinne dieser Festsetzung gelten alle dem Kunden zugänglichen 
oder dem Verkauf dienenden Flächen einschließlich Standflächen für Waren und Waren­
träger, der Kassenvorzonen, der Flure und Treppen und der Ausstellungsflächen ein­
schließlich Schaufenster. 
Hierzu zählen nicht die Flächen für Nebeneinrichtungen wie z.B. Cafe, Imbiss oder WC­
Anlagen." 

Nds. Landesbehörde f. Straßenbau u. Verkehr - vom 12.06.07 
Aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der L 289 wird eine Linksab­
biegespur zum Einkaufsmarkt gefordert. 

Anmerkung: 
Das geplante Einkaufszentrum wird von der Stüder Straße (K 29) und der Alten Land­
straße (L 289) erschlossen. Die Gemeinde ist der Auffassung, dass eine Unterbindung 
der direkten Zufahrt von der Alten Landstraße zum Grundstück des Einkaufszentrums für 
den Verkehr aus Richtung Westerbeck die von der Nds. Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr geforderte Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs gewährleistet. Dem 
Linksabbiegeverbot wird dadurch Rechnung getragen, dass auf der Alten Landstraße ei­
ne durchgezogene Linie angeordnet wird. Dem Verkehrstei lnehmer wird damit deutlich 
gemacht, dass ein Linksabbiegen an dieser Stelle nicht möglich ist. 

Außerhalb der zukünftigen 00 ist im B-Plan die Bauverbotszone von 20,0 m gemessen vom 
äußeren Fahrbahnrand einzutragen. 

Anmerkung: 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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Lärmschutzmaßnahmen werden für den B-Plan nicht errichtet u. es werden keine Kosten 
hierfür übernommen. Ansprüche hinsichtlich Emissionen wie Lärm, Staub, Gasen oder Er­
schütterungen können gegenüber dem Baulastträger der Landesstraße nicht hergeleitet 
werden. 

Anmerkung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 

Rechtsanwälte u. Notare Göhmann für die Gemeinde Ehra-Lessien u. die SG Brome 
- vom 14.06.07 
In den textlichen Festsetzungen ist die Bezeichnung „großflächiger Einzelhandelsbetrieb" in 
,,Einkaufszentrum" zu ändern. 
Durch die Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes werden von der Gemeinde 
Ehra-Lessien und der SG Brome wesentliche Auswirkungen auf die eigene Absicht zur An­
siedlung eines Einkaufsmarktes befürchtet. 
Aufgrund der Stellungnahme der Raumordnungsbehörde v. 15.03.07 müssen die Gemeinde 
Ehra-Lessien und die SG Brome davon ausgehen, dass das Vorhaben nicht dem Bedarf in 
der Gemeinde Grußendorf entspricht. 

Anmerkung: 
In Abstimmung mit dem Zweckverband Großraum Braunschweig ist das geplante Vorha­
ben für den Nahversorgungsbereich Triangel und Grußendorf grundsätzlich an die Ziele 
der Raumordnung angepasst. 
Grundlage für diese Aussage war der Antrag zur Errichtung eines Einkaufszentrums mit 
einem Lebensmitteldiscounter in einer Größenordnung von bis zu 790 m2 Verkaufsfläche, 
einem Drogeriefachmarkt in einer Größenordnung von bis zu 200 m2 Verkaufsfläche und 
einem Getränkemarkt in einer Größenordnung von bis zu 650 m2 Verkaufsfläche. Im 
Bauleitplanverfahren sollte sichergestellt werden, dass die vg . Größenordnungen keines­
falls überschritten werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan setzt eine maximale Verkaufsfläche von insgesamt 
1.370 m2 fest und liegt somit 270 m2 unter der Zielvorgabe des Zweckverbandes Groß­
raum Braunschweig. 
Zur Sicherstellung der einzuhaltenden Größenordnungen der einzelnen Betriebe im Ein­
kaufszentrum ist die textliche Festsetzung Nr. 1 wie folgt zu formulieren : 
„Im Bereich Sonderbauflächen / Einzelhandel ist die Errichtung eines Einkaufszentrums 
in 1-geschossiger abweichender Bauweise mit einer Verkaufsfläche von max. 1.370 m2 

zulässig. 
Zulässig ist im Einzelnen die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscounters mit einer Ver­
kaufsfläche von rd. 800 m2

, eines Drogeriemarktes mit einer Verkaufsfläche von rd. 150 
m2 und eines Getränkemarktes mit einer Verkaufsfläche von rd. 420 m2

• 

Als Verkaufsfläche im Sinne dieser Festsetzung gelten alle dem Kunden zugänglichen 
oder dem Verkauf dienenden Flächen einschließlich Standflächen für Waren und Waren­
träger, der Kassenvorzonen, der Flure und Treppen und der Ausstellungsflächen ein­
schließlich Schaufenster. 
Hierzu zählen nicht die Flächen für Nebeneinrichtungen wie z.B. Cafe, Imbiss oder WC­
Anlagen." 
Es ist nicht beabsichtigt, einen großflächigen Einzelhandelsbetrieb anzusiedeln, sondern 
einen Lebensmitteldiscounter, einen Drogeriefachmarkt, einen Getränkemarkt und eine 
Bäcker. Durch Änderung der textlichen Festsetzung mit Angabe der maximal zulässigen 
Verkaufsfläche der einzelnen Märkte wird diese Absicht deutlich und eindeutig bestimm­
bar. 

Wasserverband Gifhorn - vom 29.05.07 
Netzbetriebe: 
Kläranlage: 
Neubau: 

keine Anregungen/Bedenken 
keine Anregungen/Bedenken 
Das anfallende Schmutzwasser kann im Freigefälle 
Mischwasserkanal in der K 29 eingeleitet werden . 

an den vorhandenen 
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Das anfallende Oberflächenwasser ist nach DWA-A 138 auf dem Grundstück 
zu versickern. 

Anmerkung: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen - vom 29.08.2007 
Unter Berücksichtigung unserer Hinweise vom 09.05.07 stimmen wir dem Planvorhaben zu. 

Anmerkung: 
Gegenüber der 1. öffentlichen Auslegung haben sich keine neuen Erkenntnisse ergeben. 
Insofern wird auf die Auswertung der 1. Auslegung verwiesen. 

Gemeinde Ehra-Lessien - vom 17.09.2007 
Meine mit Schreiben vom 13.06.07 (durch die Anwaltskanzlei Göhmann) übersandte Stel­
lungnahme wird in vollem Umfang aufrechterhalten. 

Die beabsichtigte Planung verletzt nach wie vor das kommunale Abstimmungsgebot gern. § 
2 Abs. 2 BauGB. Dies gilt insbesondere unter Berücksichtigung der nunmehr bekanntgewor­
denen Planung in Westerbeck. 
Die Verfahren in Westerbeck stehen in direktem Zusammenhang mit der Planung in Gru­
ßendorf. 
Mit seiner Zustimmung zum „3-Säulen-Modell" liegt der Zweckverband im Widerspruch zum 
System der zentralen Orte und damit zu den selbst festgelegten raumordnerischen Grundla­
gen. 
Aufgrund der deutlichen Überschreitung des vom ZGB vorgegebenen Wertes von max. 0,5 
m2 Verkaufsfläche pro Einwohner, allein an zwei Standorten des s.g. ,,3-Säulen-Modells" der 
Gemeinde Sassenburg in direkter Nachbarschaft zur Gemeinde Ehra-Lessien, sind die Ver­
sorgungsstrukturen von Ehra-Lessien in erheblichem Umfang in ihrem Bestand gefährdet. 
Das „3-Säulen-Modell" ist von der Gemeinde Sassenburg selbst in Frage gestellt worden und 
ist auf Grund der Planungen in Westerbeck aufzugeben. Großflächiger Einzelhandel ist somit 
in Grußendorf unzulässig . Die Planungen in Grußendorf sind unverzüglich aufzugeben. Es 
wird im Rahmen der Grundversorgung maximal einem Lebensmitteldiscounter mit max. 790 
m2 Verkaufsfläche zugestimmt. 

Anmerkung: 
Auf der Grundlage des von der Gemeinde Sassenburg entwickelten Nahversorgungs­
konzeptes, nämlich die Gliederung ihrer Ortschaften in 3 Einzugsbereiche der Nahver­
sorgung, wurde bereits vor Beginn des offiziellen Planverfahrens ein interkommunales 
Abstimmungsverfahrens nach NROG und LROP durchgeführt. Das Ergebnis dieses Ab­
stimmungsverfahrens ist als verbindliche Festsetzungen in den B-Plan aufgenommen 
worden. Somit ist das Vorhaben an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

Weder in Westerbeck noch in Grußendorf wird die für die Nahversorgung der Bevölke­
rung zulässige maximale Verkaufsfläche von 0,5 m2 pro Einwohner überschritten. 

Im Einzugsbereich Westerbeck / Dannenbüttel mit ca. 3.400 Einwohnern liegt die derzei­
tige Verkaufsfläche, also unter Zugrundelegung aller vorhandenen Einzelhandelsge­
schäfte, bei 0,32 m2 pro Einwohner. Durch die geplante Erweiterung des bestehenden 
EDEKA-Marktes von 588 m2 wird eine Verkaufsfläche von 0,48 m2/Einwohner erreicht. 

Für den Einzugsbereich von Grußendorf / Stüde mit ca. 3000 Einwohnern ergibt sich 
aufgrund der aktuellen Situation der derzeitigen Verkaufsflächen von 0, 14 m2 pro Ein­
wohner eine Entwicklungsreserve von 0,36 m2 also 1.070 m2 Verkaufsfläche für die Nah­
versorgung . Diese Entwicklungsreserve wird durch die anstehende Planung des Le­
bensmitteldiscounters, der Drogerie und des Bäckers nicht überschritten. 
Auch sind von dem geplanten Getränkemarkt in Abstimmung mit dem Zweckverband 
Großraum Braunschweig, dem Landkreis Gifhorn und dem Einzelhandelsverband Harz-
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Heide e.V. keine wesentlichen Beeinträchtigungen vormals ausgeglichener Versorgungs­
strukturen zu befürchten. · 
Damit ist das Vorhaben an die Ziele der Raumordnung zur Sicherung oder Entwicklung 
ausgeglichener Nahversorgungsstrukturen im Einzugsbereich Grußendorf / Stüdeange­
passt. 

Das von der Gemeinde Sassenburg entwickelte Konzept, nämlich die Gliederung in drei 
Nahversorgungsbereiche, sieht die Gemeinde als Versorgungsauftrag gegenüber seiner 
Bürger, eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sicherzustellen . 
Eine Aufgabe des Konzeptes, wie von der Gemeinde Ehra-Lessien gefordert, würde 
auch eine Aufgabe des Versorgungsauftrages bedeuten. 

Samtgemeinde Brome - vom 17.09.2007 
Meine mit Schreiben vom 13.06.07 (durch die Anwaltskanzlei Göhmann) übersandte Stel­
lungnahme wird in vollem Umfang aufrechterhalten. 

Die beabsichtigte Planung verletzt nach wie vor das kommunale Abstimmungsgebot gern. § 
2 Abs. 2 BauGB. Dies gilt insbesondere unter Berücksichtigung der nunmehr bekanntgewor­
denen Planung in Westerbeck. 
Die Verfahren in Westerbeck stehen in direktem Zusammenhang mit der Planung in Gru­
ßendorf. 
Mit seiner Zustimmung zum „3-Säulen-Modell" liegt der Zweckverband im Widerspruch zum 
System der zentralen Orte und damit zu den selbst festgelegten raumordnerischen Grundla­
gen. 
Aufgrund der deutlichen Überschreitung des vom ZGB vorgegebenen Wertes von max. 0,5 
m2 Verkaufsfläche pro Einwohner, allein an zwei Standorten des s.g . ,,3-Säulen-Modells" der 
Gemeinde Sassenburg in direkter Nachbarschaft zur Gemeinde Ehra-Lessien, sind die Ver­
sorgungsstrukturen von Ehra-Lessien in erheblichem Umfang in ihrem Bestand gefährdet. 
Das „3-Säulen-Modell" ist von der Gemeinde Sassenburg selbst in Frage gestellt worden und 
ist auf Grund der Planungen in Westerbeck aufzugeben. Großflächiger Einzelhandel ist somit 
in Grußendorf unzulässig. Die Planungen in Grußendorf sind unverzüglich aufzugeben. Es 
wird im Rahmen der Grundversorgung maximal einem Lebensmitteldiscounter mit max. 790 
m2 Verkaufsfläche zugestimmt. 

Anmerkung: 
Auf der Grundlage des von der Gemeinde Sassenburg entwickelten Nahversorgungs­
konzeptes, nämlich die Gliederung ihrer Ortschaften in 3 Einzugsbereiche der Nahver­
sorgung, wurde bereits vor Beginn des offiziellen Planverfahrens ein interkommunales 
Abstimmungsverfahrens nach NROG und LROP durchgeführt. Das Ergebnis dieses Ab­
stimmungsverfahrens ist als verbindliche Festsetzungen in den B-Plan aufgenommen 
worden. Somit ist das Vorhaben an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

Weder in Westerbeck noch in Grußendorf wird die für die Nahversorgung der Bevölke­
rung zulässige maximale Verkaufsfläche von 0,5 m2 pro Einwohner überschritten. 

Im Einzugsbereich Westerbeck / Dannenbüttel mit ca. 3.400 Einwohnern liegt die derzei­
tige Verkaufsfläche, also unter Zugrundelegung aller vorhandenen Einzelhandelsge­
schäfte, bei 0,32 m2 pro Einwohner. Durch die geplante Erweiterung des bestehenden 
EDEKA-Marktes von 588 m2 wird eine Verkaufsfläche von 0,48 m2/Einwohner erreicht. 

Für den Einzugsbereich von Grußendorf / Stüde mit ca. 3000 Einwohnern ergibt sich 
aufgrund der aktuellen Situation der derzeitigen Verkaufsflächen von O, 14 m2 pro Ein­
wohner eine Entwicklungsreserve von 0,36 m2 also 1.070 m2 Verkaufsfläche für die Nah­
versorgung. Diese Entwicklungsreserve wird durch die anstehende Planung des Le­
bensmitteldiscounters, der Drogerie und des Bäckers nicht überschritten. 
Auch sind von dem geplanten Getränkemarkt in Abstimmung mit dem Zweckverband 
Großraum Braunschweig, dem Landkreis Gifhorn und dem Einzelhandelsverband Harz-



16 

Heide e.V. keine wesentlichen Beeinträchtigungen vormals ausgeglichener Versorgungs­
strukturen zu befürchten. 
Damit ist das Vorhaben an die Ziele der Raumordnung zur Sicherung oder Entwicklung 
ausgeglichener Nahversorgungsstrukturen im Einzugsbereich Grußendorf / Stüdeange­
passt. 

Das von der Gemeinde Sassenburg entwickelte Konzept, nämlich die Gliederung in drei 
Nahversorgungsbereiche, sieht die Gemeinde als Versorgungsauftrag gegenüber seiner 
Bürger, eine wohnortnahe Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sicherzustellen. 
Eine Aufgabe des Konzeptes, wie von der Gemeinde Ehra-Lessien gefordert, würde 
auch eine Aufgabe des Versorgungsauftrages bedeuten. 

Nds. Landesbehörde für Straßenbau u. Verkehr - vom 20.09.2007 
Die Forderungen aus meiner Stellungnahme vom 20.09.07 erhalte ich aufrecht. 

In Würdigung der Örtlichkeit und den ergänzenden Erläuterungen der letzten Monate halte 
ich nunmehr nicht mehr an der geforderten Linksabbiegespur fest. Sollte sich jedoch die An­
zahl der Linksabbieger auf der L 289 auf über 20 Kfz pro Stunde erhöhen oder sich im Zu­
fahrtsbereich Auffälligkeiten in Sachen Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs herausstel­
len, dann ist auf Verlangen des Straßenbaulastträgers durch die Gemeinde eine Linksabbie­
gespur im Zufahrtbereich anzulegen. Eine entsprechende Formulierung ist mit in den B-Plan 
aufzunehmen. 

Anmerkung: 
Von der Ingenieurgemeinschaft Dr.-lng. Schubert wurde im August 07 eine Verkehrs­
technische Untersuchung zum Anschluss des Einkaufszentrums an die Alte Landstraße 
(L 289) durchgeführt. In die Leistungsfähigkeitsberechnungen wurde die geplante Anbin­
dung an die Stüder Straße (K 29) und die Alte Landstraße (L 289) einbezogen. 
Im Ergebnis stellt das Büro Schubert fest, dass das geplante Einkaufszentrum über die 
vorgesehenen Zufahrten leistungsfähig und sicher abgewickelt werden kann . Zusätzliche 
Aufstellbereiche für Linksabbieger im Zuge der L 289 sind aus Leistungsfähigkeitsgrün­
den nicht zwingend notwendig; es wird jedoch ein Aufstellbereich vorgeschlagen. In der 
Rückverziehungsfläche kann ggf. später eine Überquerungshilfe angelegt werden . Der 
Verkehrsablauf im Zuge der L 289 ist mit einer sehr guten Qualität gewährleistet. 
Die Anbindung an die Stüder Straße (K 29) ist ohne Aufstellbereich auszubauen. 
Der Zulieferverkehr soll über die südliche Zufahrt abgewickelt werden. In diesem Zu­
sammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Lieferfahrzeuge beim Ein- und Ausfah­
ren teilweise den Fahrstreifen der Gegenrichtung in Anspruch nehmen. Des Weiteren ist 
zu gewährleisten, dass die zum Erreichen der L:-ieferzone erforderlichen Rangierbewe­
gungen nicht im öffentlichen Straßenraum stattfinden. 

Das Ergebnis der Verkehrstechnischen Untersuchung wird in die Begründung zum B­
Plan aufgenommen. Zum besseren Verständnis wird die Verkehrstechnische Untersu-
chung der Begründung als Anlage beigefügt. · 

Landkreis Gifhorn - vom 21.09.09 
Ortsplanung 
Keine Bedenken. 
Im weiteren Verfahren sind die Verfahrens- und Formvorschriften einzuhalten. 

Anmerkung: 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

Straßenbauverwaltung 
Ortsdurchfahrtsgrenzen 
Die Ortsdurchfahrtsgrenze wird entsprechend der Planung verlegt. 

Anmerkung: 
Wird zur Kenntnis genommen. 

( 
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Untere Naturschutz- und Waldbehörde 
Die gewählten Gehölze sind für den Standort ungeeignet, da sie feuchte bis nasse Standorte 
benötigen. 

Anmerkung: 
Der Anregung wird gefolgt. Anstatt der in der textlichen Festsetzung Nr. 3. a) festgesetz­
ten Ohr- und Aschweide werden als Gehölze roter Hartriegel und Haselnuss festgesetzt. 

Untere Abfallbehörde 
Abfallrechtliche Stellungnahme/Müllabfuhr 
Die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises ist zu beachten. 

Anmerkung: 
In der Begründung zum B-Plan ist bereits eine Aussage zur Müllabfuhr enthalten. 

7. Ordnungswidrigkeiten 

Es werden Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Ziff. 25 b BauGB getroffen. Bei Zuwiderhandlun­
gen gegen diese getroffenen Festsetzungen kommen die Regelungen des§ 213 Abs. 1 Nr. 3 
und Abs. 2 BauGB zum Tragen . 

8. Verfahrensvermerk 

Die Begründung hat mit dem dazugehörigen Bebauungsplan gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in 
der Zeit vom 20.08.2007 bis 21.09.2007 öffentlich ausgelegen. Sie wurde unter Behand­
lung/Berücksichtigung der zum Bauleitplanverfahren eingegangenen Stellungnahmen in der 
Sitzung am 27.09.2007 durch den Rat der Gemeinde senburg beschlossen. 
/1 ... ::.Jl~·~ej ras~ 092007 • ~ 

„ Jms 
Bürgermeister 
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Tragwerksplanung - Brandschutz - Schallschutz - Energieberatung -Arbeitssicherheit - SiGeKo 

070461503 

Schalltechnische Untersuchung 

Errichtung eines Einkaufszentrums 
in Sassenburg-Grußendorf · 

Stüder Straße/ Alte Landstraße 



1. AUFTRAGGEBER 

Frau 

Lilli Domdey 

Celler Straße 8b 

38518 Gifhorn 

2. AUFGABENSTELLUNG 

Schalltechnische Untersuchung N r.: -070461503 

Der Auftraggeber plant in 38524 Sassenburg-Grußendorf an der 

Stüder Straße/ Alte Landstraße die Errichtung eines Einkaufszent­

rums mit Lebensmittelmarkt, Drogeriemarkt, und Getränkemarkt. 

Im Rahmen dieser Untersuchung soll geprüft werden , mit welchen 

Immissionswerten in der Nachbarschaft nach der Errichtung und der 

Inbetriebnahme der Märkte zu rechnen ist. Sollten Richtwertüber­

schreitungen festgestellt werden , sind geeignete Schallschutzmaß­

nahmen vorzuschlagen . 

Seite: 2 
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INHALTSVERZEICHNIS 

1 . Auftraggeber 

2. Aufgabenstellung 

3. Beurteilungsgrundlagen 

4. Örtliche Verhältnisse 

4.1 Emissionsort 

4.2 Immissionsorte 

Schalltechnisc/z e Untersuchung Nt.: 070461503 

5. Berechnung der zu erwartenden Immissionspegel 

6 Schallschutzmassnahmen 

7 Zusammenfassung 

Anlagen 
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Schalltechnische Untersuchung Nr.: 070461503 

3. BEURTEILUNGSGRUNDLAGEN 

Die Beurteilung erfolgt nach der Sechsten Al/gemeinen Verwal-

tungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm-, vom 

26 .08.1998 

Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG) ist sichergestellt, wenn die Gesamtbelas­
tung am maßgeblichen Immissionsort die Immissionsrichtwerte der 
TA Lärm nicht überschreitet." Für Schallimmissionen durch Gewerbe 
legt die TA Lärm Immissionsrichtwerte (IRW) in Abhängigkeit von der 
baulichen Nutzung (s. Tab. 1) fest. 

Immissionsrichtwerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden 
Nach der TA Lärm 

Nutzunqsart normaler Betrieb seltene Ereiqnisse' 
Beurteilungs- Kurzzeitige Beurtei- Kurzzeitige 

pegel Geräusch- lungspegel Geräusch-
spitzen spitzen 

dß(A) 
lndustrieqebiete 70 70 100 90 
Gewerbegebiete 65 50 95 70 70 95 

Kerngebiete, Dorf-
gebiete und Misch- 60 45 90 65 70 90 
qebiete 
Allgemeine Wohnge-
biete und Kleinsied- 55 40 85 60 70 90 
lungsgebiete 
Reine Wohngebiete 50 35 80 55 70 90 

Kurgebiete, Kran-
kenhäuser und Pfle- 45 35 75 55 70 90 
geanstalten 

1 im Sinne von Nummer 7.2, TA Lärm» ... an nicht mehr als an zehn Tagen oder Nächten eines 
Kalenderjahres und nicht an mehr als an jeweils zwei aufeinander folgenden Wochenenden ... " . 

Seite: 3 
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Schalltechnische Untersuchung Nr.: 070461503 

Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm beschreiben Außenwerte, die 

bei bebauten Flächen in 0,5 m Abstand vor der Mitte des geöffne­
ten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutz­
würdigen Raumes und 

bei unbebauten oder bebauten Flächen, die keine Gebäude mit 
schutzbedürftigen Räumen enthalten an den am stärksten betroffe­
nen Rand der Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäu­
de mit schutzbedürftigen Räumen erstellt werden 

einzuhalten sind . 

Bei der Geräuschübertragung innerhalb von Gebäuden oder bei Kör­
perschallübertragung betragen die Richtwerte für betriebsfremde 
schutzbedürftige Räume nach D1N4109 unabhängig von der Lage 
des Gebäudes in einem der in der obigen Tabelle genannten Gebiete 

tags 35 dB(A) 
nachts 25 dB(A) 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen diese Immissionsricht­
werte um nicht mehr als 10 dB(A) überschreiten, 

Bei der Beurteilung gelten die nachfolget aufgeführten Beurteilungs­
zeiten 

Beurteilungszeitraum 
Werktaq Sonn- und Feiertag 

Taq Nacht Tag Nacht 1 

Normalzeit Ruhezeit (lauteste Stunde) Normalzeit Ruhezeit (lauteste Stunde) 

6- 7 Uhr 6 - 9 Uhr 
6 - 22 Uhr 22 - 6 Uhr 6-22Uhr 13 -15 Uhr 22 - 6 Uhr 

20 - 22 Uhr 20 - 22 Uhr 
ergänzend hierzu Nummer 6.4, TA Lärm: Die Nachtzeit kann bis zu einer Stunde hinausgeschoben oder vorverlegt werden, soweit 

dies wegen der besonderen örtl ichen oder wegen zwingender betrieblicher Verhältnisse unter Berücksichtigung des Schutzes vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen erforderlich ist, Eine achtstündige Nachtruhe der Nachbarschaft im Einwirkungsbereich der Anlage ist 
sicherzustellen 

Die erhöhte Störwirkung von Geräuschen in den Tageszeiten mit er­
höhter Empfindlichkeit wird für Einwirkungsorte in allgemeinen und 
reinen Wohngebieten, in Kleinsiedlungsgebieten sowie in Kurgebie­
ten und bei Krankenhäusern und Pflegeanstalten durch einen Zu­
schlag von 6 dB zum Mittelungspegel berücksichtigt. , Von der Be­
rücksichtigung kann abgesehen werden soweit dies wegen derbe-

Seite: 4 



Schalltechnische Untersuchung Nr.: 070461503 

sonderen örtliche Verhältnisse unter Berücksichtigung des Schutzes 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen erforderlich ist. 
Für die besondere Lästigkeit impulshaltiger und/oder einzelton- bzw. 
informationshaltiger Geräusche sieht Nummer 2.5 des Anhangs zur 
TA Lärm, je nach Auffälligkeit, Zuschläge von jeweils 3 oder 6 dB 
vor. 

Die Bestimmung und Bewertung der Geräuschimmissionen hat nach 
den Bestimmungen der TA-Lärm zu erfolgen. Wird der Bezugszeit­
raum T 8 in Teilzeiten der Dauer Ti unterteilt, dann berechnet sich der 
Beurteilungspegel Lr entsprechend Gleichung (1 ): 

Lr = 10 * lg(-1 * f ~· * 1 oo ,1(LA,q.J-Cme1 +Kr.j +K1 .1 +KR.j )J 
TB j=l 

(1) 

mit LAeq,j Mittelungspegel in Teilzeit j 
Cmet meteorologische Korrektur nach DIN ISO 9613-2 

KT,i Zuschlag für Ton- und lnformationshaltigkeit nach 
TA Lärm Nummer A.3.3 .5 in der Teilzeit j 

K1,i Zuschlag für lmpulshaltigkeit nach 
TA Lärm Nummer A.3.3 .6 in der Teilzeit j 

KR,i Zuschlag für Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit 
nach TA Lärm Nummer 6.5 in der Teilzeit j. 

Bei der Berücksichtigung der o. g. Zuschläge zur Ermittlung des Be­
urteilungspegels ist wie folgt zu verfahren: 

Zuschlag für Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit KR,i nach 
Nummer 6.5 
In allgemeinen und reinen Wohngebieten, in Kleinsiedlungsgebieten, 
in Kurgebieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten ist die erhöh­
te Störwirkung von Geräuschen in bestimmten Teilzeiten durch einen 
Zuschlag in der Höhe von 6 dB zu berücksichtigen . 

Dies betrifft folgende Zeiträume: 
an Werktagen 06.00 bis 07.00 Uhr 

20.00 bis 22.00 Uhr 
an Sonn- und Feiertagen 06 .00 bis 09.00 Uhr 

13.00 bis 15.00 Uhr 
20.00 bis 22.00 Uhr. 
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Zuschlag für Ton- und lnformationshaltigkeit KT,j nach Nummer 
A.2 .5.2 
Treten in einem Geräusch während bestimmter Teilzeiten Tj ein o. 
mehrere Töne hörbar hervor oder ist das Geräusch informationshal­
tig, so beträgt der Zuschlag in diesen Teilzeiten je nach Auffälligkeit 3 
oder 6 dB. 

Zuschlag für lmpulshaltigkeit K1,j nach Nummer A.2 .5.3 
Enthält das zu beurteilende Geräusch während bestimmter Teilzeiten 
Tj Impulse, so wird der Zuschlag für lmpulshaltigkeit für diese Teilzei­
ten gemäß der Gleichung (2) ermittelt: 

(2). 

meteorologische Korrektur Cmet nach DIN ISO 9613-2 (Entwurf) 
Die meteorologischen Bedingungen am Messort sind durch einen 
Parameter Cmet zu berücksichtigen, der sich nach Gleichung (3a) 
bzw. (3b) ergibt: 

Cmec =0 wenn dP :<,; IO * (hs +h,. ) (3a) 

C.,., ~c0 •[1- 10*(:: +h, )] wenn d, :elO*(h, +h,) (3b) 

Gewöhnlich nimmt Cmet Werte zwischen O und 2 dB an, größere Wer­
te als 2 dB sind nur in Ausnahmefällen möglich. Im Sinne der Betrof­
fenen wird für alle Immissionsorte von Mitwindbedingungen ausge­
gangen. 

Hinsichtlich der Berücksichtigung von Verkehrsgeräuschen ist TA 
Lärm Nummer 7.4 zu beachten. Danach sind Fahrzeuggeräusche 
auf dem Betriebsgrundstück sowie bei der Ein- und Ausfahrt, die in 
Zusammenhang mit der zu beurteilenden Anlage stehen, dieser An­
lage zuzurechnen und zusammen mit den anderen Anlagengeräu­
schen zu beurteilen . Geräusche des An- und Abfahrverkehrs auf öf­
fentlichen Verkehrsflächen (anlagen bezogener Verkehr auf öffentli­
chen Verkehrsflächen) in einem Abstand von bis zu 500 Metern von 
dem Betriebsgrundstück in den in Tab. 1 aufgeführten Gebieten mit 
Ausnahme von Gewerbegebieten sollen durch Maßnahmen organi­
satorischer Art soweit wie möglich vermindert werden, soweit 

sie den Beurteilungspegel der Verkehrsgeräusche für den Tag oder 
die Nacht rechnerisch um mindestens 3 dB(A) erhöhen und 

keine Vermischung mit dem übrigen Verkehr erfolgt ist und 
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die Immissionsgrenzwerte {IGW) der Verkehrslärmschutzverord­
nung. (16.BlmSchV) erstmals oder weitergehend überschritten wer­
den. 

Hierbei ist das Berechnungsverfahren der 16. Verordnung zur Dwch­
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärm­
schutzverordnung - 16. BlmSchV) anzuwenden. Die nachfolgende 
Tabelle fasst die Immissionsgrenzwerte der 16. BlmSchV zusam­
men. Beurteilungszeitraum tags sind die 16 Stunden zwischen 6 und 
22 Uhr; die Nacht umfasst den Zeitraum 22 bis 6 Uhr. Die Berech­
nungen erfolgen nach der RLS-90. 

lmmissionsqrenzwerte nach der 16, BlmSchV 
Nr, Nutzungsart Immissionsgrenzwerte 

2 

(IGW) in dB(A) 
Tag Nacht 

1 Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime 57 47 
2 reine u, allgemeine Wohngebiete u, Kleinsiedlungsgebiete 59 49 
3 Kerngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete 64 54 
4 Gewerbegebiete 69 59 

§ 2 Absatz 2 der 16. BlmSchV: "Die Art der in Absatz I bezeichneten Anjagen und Gebiete ergibt sich aus den Festsetzun-
gen in den Bebauungsplänen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flächen für Anlagen und Gebiete sowie Anlagen 
und Gebiete, für die keine Festsetzungen bestehen, sind nach Absatz 1, bauliche Anlagen im Außenbereich nach Absatz 1 
Nr. 1,3 und 4 entsprechend ihrer Schutzbedürftigkeit zu beurteilen." 
2 § 2 Absatz 3 der 16. BlmSchV: "Wird die zu schützende Nutzung nur am Tage oder nur in der Nacht ausgeübt, so ist nur 
der lmmissionsqrenzwert für diesen Zeitraum anzuwenden.'' 

Nachfolgende Regelwerke wurden bei den Berechnungen herange­

zogen 

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz 
Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm 

-TA Lärm -v. 26.8.1998 

Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien 
Teil2: Allgemeines Berechnungsverfahren 

DIN ISO 9613-2 v. 9/97 E 

Schallabstrahlung von lndustriebbauten 
- VDI 2957 v -

Schallschutz durch Abschirmung im Freien 
VDI 2720 Bl.1 v. 3/97 -

Schallschutz im Hochbau - Anforderungen und Nachweise 
DIN 4109 Teil1 v. 11/89 
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Parkplatzlärmstudie 
Untersuchung von Schallemissionen aus Parkplätzen , Autohöfen und 
Omnibusbahnhöfen von 2003 
Herausgeber: Bayrisches Landesamt f. Umweltschutz 

Technischer Bericht zur Untersuchung der LKW- und Ladegeräusche 
auf Betriebsgeländen von Frachtzentren , Auslieferungslagern und 
Speditionen 
Untersuchung des RWTÜV Essen v. 16.05.1995. Herausgeber: Hes­
sische Landesanstalt für Umwelt 

Leitfaden zur Prognose von Geräuschen bei der Be- und Entladung 
von LKW 
Landes Umweltamt Nordrhein-Westfalen 
Merkblatt Nr. 25 

Technischer Bericht zur Untersuchung der Geräuschemissionen 
durch Lastkraftwagen auf Betriebsgeländen von Frachtzentren, Aus­
lieferungslagern, Speditionen und Verbrauchermärkten sowie weite­
rer typischer Geräusche insbesondere von V erbrauchermärkten 
Herausgeber: Hessische Landesanstalt für Umwelt (2005) 

Weniger Lärm durch Auswahl des geeigneten Prognosemodells 
Landesumweltamt NRW, Jahresbericht 2000 

4. ÖRTLICHE VERHÄLTNISSE 

4.1 Emissionsort 

Das Grundstück auf dem die neuen Märkte errichtet werden sollen , 

liegt an der Stüder Straße / Alte Landstraße (L287) in Sassenburg­

Grußendorf. 

Das Grundstück verläuft in Nord-Süd-Richtung . Für das Einkaufs­

zentrum wird auf dem westlichen Grundstücksbereich ein Gebäude 

errichtet. Es ist ein eingeschossiges massives Gebäude vorgesehen . 

Im südlichen Gebäudeteil wird ein Lebensmittelmarkt eingerichtet, 

daran schließt in nördliche Richtung ein Drogeriemarkt an und dann 
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weiter der Getränkemarkt 

Die Anlieferung für die Märkte ist an der westlichen Seite des Ge­

bäudes vorgesehen . 

Der Kundenparkplatz liegt östlich des Gebäudes. In der Planung sind 

105 Einstellplätze vorgesehen . 

Die Zu- und Abfahrten zu dem Grundstück erfolgen von der Stüder 

Straße und der Alten Landstraße . 

Die Lage des Betriebsgebäudes, der Parkplätze und der Fahrwege 

ist dem Lageplan in der Anlage zu entnehmen. 

4.2 Immissionsorte 

Als Immissionsorte werden die nächstgelegenen Wohnhäuser ge­

wählt. 

Es sind dies: 

Immissionsort 101: Stüder Str. 1 

Immissionsort 102: Stüder Str. 4 

Immissionsort 103: Stüder Str. 6 

Immissionsort 104: Stüder Str. 10 

Immissionsort los: Stüder Str.12 

Immissionsort 105: Stüder Str. 17 

Immissionsort 107: Grundstück westlich des Marktes 

Immissionsort los: Grundstück westlich des Marktes 

Nach den Angaben des Auftraggebers und der Stadt Gifhorn sind die 

Immissionsorte 101 - 106 als Mischgebiet und die Immissionsorte 107 

und los als Allgemeines Wohngebiet einzustufen . 
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Es gelten damit folgende Richtwerte: 

Allgemeines Wohngebiet 

tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) 65 dB(A) 

nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) 40 dB(A) 

Mischgebiet 

tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) 60 dB(A) 

nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) 45 dB(A) 

Die Richtwerte gelten auch dann als überschritten, wenn kurzfristige 

Geräuschspitzen auftreten, die diese Richtwerte um mehr als 30 

dB(A) am Tag oder 20 dB(A) in der Nacht überschreiten. 

Das nachfolgende Bild zeigt die örtliche Situation. 
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5. BERECHNUNG DER ZU ERWARTENDEN IMMISSIONSPEGEL 

Beurteilungspegel 

Die Öffnungszeit für alle 3 Märkte ist nach den Angaben des An­

tragstellers in der Zeit von 8:00 - 20:00 Uhr vorgesehen. 

Zur Bestimmung des zu erwartenden Geräuschimmissionspegels 

sind dem Betrieb folgende Aktivitäten zu zuordnen . 

Lebensmittelmarkt 

2 Anlieferungen in der Zeit von 06:00 - 20:00 Uhr 

1 Anlieferungen in der Nachtzeit 

Die Anlieferung erfolgt im Lagerbereich an der nördlichen Seite des 

Marktgebäudes. Der Anlieferbereich ist umbaut. Die LKW fahren von 

der Alten Landstraße über den Parkplatz rückwärts in Ladebereich 

an die Rampe. Nach den Angaben des Antragstellers ist täglich mit 

bis zu 3 LKW für die Marktanlieferung zu rechnen (2 LKW während 

der Tagzeit; 1 LKW zur Nachtzeit). 

Für die Anfahrtstrecke zur Entladung des Lebensmittelmarktes ergibt 

sich für die Tagzeit ein LwAr = 76 dB(A) und für die Nachtzeit ein 

LwAr = 85 dB(A) 

Für die Entladung der LKW am Tag wird ein Schallleistungsbeurtei­

lungspegel von LwA = 738(A) und für den LKW zur Nachtzeit von 

LwAr = 82 dB(A) angesetzt. 

Bei den LKW's wird davon ausgegangen, dass diese sich auf den im 

Lageplan dargestellten Fahrstrecken bewegen . 
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